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TEXT - TEIL B
Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB
1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung           § 9 Abs. 1 BauGB

1.1.1 Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“ (SO EB) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO der
Errichtung und dem Betrieb von Biogaserzeugungs-, aufbereitungs- und -einspeisungsanlagen einschließlich der
Nebenanlagen wie Fahrsilos und Lagerbehälter sowie deren technische Erschließung. Zulässig sind
Fahrsiloanlagen, Annahmegebäude, Blockheizkraftwerke (BHKW), Fermenter, Nachgärer, Gärrestbehälter,
abflusslose Sammelgruben, Gebäude, Wasserbehälter und Anlagen zur Separation, Trocknung, Lagerung von
Rohstoffen und Gärresten, Gebäude und Anlagen zur Verarbeitung, Aufbereitung und Einspeisung von Biogas.

1.1.2 Ausnahmen gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO vom Höchstmaß der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen sind
innerhalb des Sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung aus Biomasse“ für technische Aufbauten wie
Schornsteine und Lüftungsrohre möglich. Es ist eine maximale Höhe von OK 52,50 m über HN 76 zulässig.

1.1.3 Die festgesetzten Nutzungen sind nur insoweit zulässig, soweit sie durch den Durchführungsvertrag gedeckt sind
(§ 9 Abs. 2 und § 12 Abs. 3a BauGB).

Maßstab: 1 : 750
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PLANZEICHNUNG TEIL A

Übersichtskarte Maßstab: ohne

Gerstenstraße 9
17034 Neubrandenburg

NEUBRANDENBURG GmbH
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Plangrundlage
· Bestandsvermessung des Vermessungsbüros Kairies, Am Hafen 5, 29410 Salzwedel von 25.09.2012
· [ALKIS / 7/2018] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / B21-5006851-2018

SATZUNG DER HANSESTADT GARDELEGEN ÜBER DEN
VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN "BIOGASANLAGE SCHENKENHORST"

Entwurf
April 2022

Vorhabennummer: 30686

vorhabenbezogener Bebauungsplan
„Biogasanlage Schenkenhorst“

der Hansestadt Gardelegen

GELTUNGSBEREICH
SCHENKENHORST

Aufgrund des § 10 Abs. 1  des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) wird nach
Beschlussfassung durch den Stadtrat vom ..................... folgende Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Biogasanlage Schenkenhordt" der Hansestadt Gardelegen, bestehend aus der Planzeichnung (TEIL A) und dem Text (TEIL B)
erlassen:

N

S

EW

Planzeichenerklärung
I. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV vom 18.12.1990, zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

1. Art der baulichen Nutzung                        § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

 Sonstiges Sondergebiet                                  § 11 Abs. 2 BauNVO
Zweckbestimmung: EB - Energiegewinnung aus Biomasse

2. Maß der baulichen Nutzung                         § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

OK 48.00 maximale Höhe baulicher Anlage in Meter über HN 76

GRZ 0.60 Grundflächenzahl

3. Baugrenzen                        § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

 Baugrenze

4. Verkehrsflächen                     § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

 private Straßenverkehrsfläche

 Ein- und Ausfahrt

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs             § 9 Abs. 7 BauGB

II. Darstellung ohne Normcharakter

vorh. bauliche Anlage

vorh. Verkehrsflächen

vorh. Böschung

vorh. Zaun

Bemaßung in Meter

Kataster

Nutzungsschablone

vorh. Höhe in Meter über NHN im amtlichen 
Höhenbezugssystem HN 76 als unteren 
Höhenbezugspunkt

SO

3.00

249

[DTK25 /10/2020] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / A18/1 -6003861/2012

Rechtsgrundlagen
· Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

· Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S.3786),
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

· Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

· Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - KVG LSA) i. d.
F. der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. März 2021
(GVBl. LSA S. 100)

· Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10. September 2013
(GVBl. LSA 2013, 440, 441), zuletzt geändert durch § 71a eingefügt durch das Gesetz vom 18. November 2020
(GVBl. LSA S. 660)

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
August 2021 (BGBl. I S. 3908) 

· Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.
Dezember 2010 (GVOBl. LSA S. 56), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2019
(GVBl. LSA S. 346)

· Hauptsatzung der Hansestadt Gardelegen in der aktuellen Fassung

Verfahrensvermerke
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Stadtrates vom 21.09.2020. Die ortsübliche

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im Amtsblatt für den Altmarkkreis Salzwedel Nr. ..............
am ..................... sowie an den Bekanntmachungstafeln in der Hansestadt Gardelegen und der Homepage der
Stadt.

Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist mit Schreiben vom  ..................... beteiligt worden.

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB ist mit Bekanntmachung  vom  ..................... durch
Auslegung vom  ..................... bis  ..................... erfolgt.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind nach § 4 Abs. 1 BauGB
mit Schreiben vom  ..................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Der Stadtrat hat am  ..................... den Entwurf des Bebauungsplans mit Begründung beschlossen und zur
Auslegung bestimmt.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind nach § 4 Abs. 2 BauGB
mit Schreiben vom  ..................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Der Entwurf des Bebauungsplans bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die
Begründung mit Umweltbericht, haben in der Zeit vom  ..................... bis  .....................  im Verwaltungsgebäude
der Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid- Straße 3, 39638 Gardelegen, während der Öffnungszeiten der
Verwaltung sowie auf der Homepage der Hansestadt Gardelegen unter www.gardelegen.de, nach  § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Bedenken und Anregungen
während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht  werden können im
Amtsblatt für den Altmarkkreis Salzwedel Nr. .............. am ................... sowie an den Bekanntmachungstafeln in
der Hansestadt Gardelegen und der Homepage der Stadt ortsüblich bekannt gemacht worden.

                  Die Bürgermeisterin

Hansestadt Gardelegen, den .............. Siegel                     ................................

2. Der Stadtrat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger sowie die Stellungnahmen der Träger
öffentlicher Belange am ..................... geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Der Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wurde am ..................... von
dem Stadtrat als Satzung beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss des Stadtrates
vom ..................... gebilligt.

                  Die Bürgermeisterin

Hansestadt Gardelegen, den .............. Siegel                     ................................

3. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)  und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

                  Die Bürgermeisterin

Hansestadt Gardelegen, den .............. Siegel                     ................................

4. Die Satzung des Bebauungsplans und die Stelle, bei der der Bebauungsplan mit der Begründung und der
Zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Dienststunden von allen Interessenten eingesehen werden
kann und über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am ...................... im Amtsblatt für den Altmarkkreis Salzwedel Nr.
.............. am ................... ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung
der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich der sich
ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 5 GO LSA), sowie die Möglichkeit,
Entschädigungsansprüchen geltend machen und das erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen
worden. Die Satzung ist am .................. in Kraft getreten.

                  Die Bürgermeisterin

Hansestadt Gardelegen, den .............. Siegel                     ................................

SO EB
OK 48.00   GRZ 0.60

Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Plan im Maßstab 1:750 dargestellt und beläuft sich auf
eine Fläche von 2 ha. Er liegt ca. 1 km westlich der Ortslage Schenkenhorst und erstreckt sich auf das Flurstück 248
der Flur 1, Gemarkung Schenkenhorst.

Hinweise
· Nach § 9 Abs.3 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt [DenkmSchG LSA] sind Befunde mit den

Merkmalen eines Kulturdenkmales "bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen".
Innerhalb dieses Zeitraumes wird über die weitere Vorgehensweise entschieden. Der Beginn von Erdarbeiten ist
rechtzeitig vorher dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt sowie der zuständigen
Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen (§ 14 Abs.2 DenkmSchG LSA).
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BAUKONZEPTPlangrundlage
· Bestandsvermessung des Vermessungsbüros Kairies, Am Hafen 5, 29410 Salzwedel von 25.09.2012
· [ALKIS / 7/2018] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / B21-5006851-2018

April 2022

Vorhabennummer: 30686

Vorhaben- und Erschließungsplan
zum vorhabenbezogener Bebauungsplan

„Biogasanlage Schenkenhorst“ der Hansestadt Gardelegen

GELTUNGSBEREICH
SCHENKENHORST
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Planzeichenerklärung
I. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV vom 18.12.1990, zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

1. Art der baulichen Nutzung                        § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

 Sonstiges Sondergebiet                                  § 11 Abs. 2 BauNVO
Zweckbestimmung: EB - Energiegewinnung aus Biomasse

2. Maß der baulichen Nutzung                         § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

OK 48.00 maximale Höhe baulicher Anlage in Meter über HN 76

GRZ 0.60 Grundflächenzahl

3. Baugrenzen                        § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

 Baugrenze

4. Verkehrsflächen                     § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

 private Straßenverkehrsfläche

 Ein- und Ausfahrt

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs             § 9 Abs. 7 BauGB

II. Darstellung ohne Normcharakter

vorh. bauliche Anlage

vorh. Verkehrsflächen

vorh. Böschung

vorh. Zaun

Bemaßung in Meter

Kataster

Nutzungsschablone

vorh. Höhe in Meter über NHN im amtlichen 
Höhenbezugssystem HN 76 als unteren 
Höhenbezugspunkt

SO

3.00

249

Meter
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[DTK25 /10/2020] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / A18/1 -6003861/2012

SO EB
OK 48.00   GRZ 0.60

Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Plan im Maßstab 1:750 dargestellt und beläuft sich auf
eine Fläche von 2 ha. Er liegt ca. 1 km westlich der Ortslage Schenkenhorst und erstreckt sich auf das Flurstück 248
der Flur 1, Gemarkung Schenkenhorst.

Hinweise
· Nach § 9 Abs.3 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt [DenkmSchG LSA] sind Befunde mit den

Merkmalen eines Kulturdenkmales "bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen".
Innerhalb dieses Zeitraumes wird über die weitere Vorgehensweise entschieden. Der Beginn von Erdarbeiten ist
rechtzeitig vorher dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt sowie der zuständigen
Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen (§ 14 Abs.2 DenkmSchG LSA).

Vorhabenbeschreibung
Die am Standort Schenkenhorst bestehende Biogasanlage wird auf der Basis der immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungen 402.3.9-440008/09/79 vom 29. Juni 2010 sowie mit dem Bescheid zur Änderungsanzeige N7035516
vom 23.11.2011 privilegiert mit einer elektrischen Leistung von etwa 549 kWel betrieben. Die Aufstellung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll also der Schaffung einer Investitions- und Planungssicherheit für den
gewerblichen Betrieb der Anlage dienen.

Folgende Anlagenteile befinden sich innerhalb des Geltungsbereichs:

- gasdichter Gärrestspeicher

- Annahmebehälter

- Fermenter

- Technikgebäude mit BHKW

- Fahrsiloanlage

- Holztrocknung

Maßstab: 1 : 750
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Übersichtskarte Maßstab: ohne

Rechtsgrundlagen
· Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

· Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S.3786),
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

· Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

· Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - KVG LSA) i. d.
F. der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. März 2021
(GVBl. LSA S. 100)

· Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10. September 2013
(GVBl. LSA 2013, 440, 441), zuletzt geändert durch § 71a eingefügt durch das Gesetz vom 18. November 2020
(GVBl. LSA S. 660)

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
August 2021 (BGBl. I S. 3908) 

· Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.
Dezember 2010 (GVOBl. LSA S. 56), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2019
(GVBl. LSA S. 346)

· Hauptsatzung der Hansestadt Gardelegen in der aktuellen Fassung
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Bearbeitungsstand: April 2022                                                                 vorhabenbezogener Bebauungsplan  
der Hansestadt Gardelegen  

„Biogasanlage Schenkenhorst“ 
                                                  Begründung 

 
 

 

 

1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass 

Die am Standort Schenkenhorst bestehende Biogasanlage wird derzeit auf 

der Basis der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen 402.3.9-

440008/09/79 vom 29. Juni 2010 sowie mit dem Bescheid zur Änderungs-

anzeige N7035516 vom 23.11.2011 privilegiert mit einer elektrischen Leis-

tung von etwa 549 kWel betrieben. 

Die gesetzlichen Vorgaben für Biogasanlagen unterlagen in den zurück lie-

genden Jahren einem stetigen Wandel. Sowohl die planungsrechtlichen An-

forderungen als auch die geänderten technische Normen stellen die Betrei-

ber von Biogasanlagen zunehmend vor neue Herausforderungen. 

Das Erfordernis zur Überplanung des Standortes erwächst allein aus den 

planungsrechtlichen Schranken des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB. Bauliche oder 

sonstige wesentliche Veränderungen sind nicht erforderlich. Durch die Auf-

stellung eines Bebauungsplans richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben 

nicht mehr nach § 35 BauGB. 

Es geht allein um die Bestandssicherung der Biogasanlage. Die Aufstellung 

eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll also der Schaffung einer In-

vestitions- und Planungssicherheit für den gewerblichen Betrieb der Anlage 

dienen.   

Die Hansestadt Gardelegen hat in ihrer Sitzung am 21.09.2020 den Aufstel-

lungsbeschluss gefasst und damit das Bauleitplanverfahren eingeleitet.  
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Bearbeitungsstand: April 2022                                                                 vorhabenbezogener Bebauungsplan  
der Hansestadt Gardelegen  

„Biogasanlage Schenkenhorst“ 
                                                  Begründung 

 
 

 

 

2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 

(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.08.2021 (BGBl. 

I S. 3908)   

o Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) i. d. F. der Be-

kanntmachung vom 10. September 2013 (GVBl. LSA 2013, 440, 441), 

zuletzt geändert durch § 71a eingefügt durch das Gesetz vom 18. No-

vember 2020 (GVBl. LSA S. 660) 

o Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) i. d. 

F. der Bekanntmachung vom 10. Dezember 2010 (GVOBl. LSA S. 56), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2019 

(GVBl. LSA S. 346) 

o Hauptsatzung der Hansestadt Gardelegen in der aktuellen Fassung 

   

2.2 Planungsgrundlagen 

o Lageplan der von Lehmden Beteiligungs GmbH (Lagesystem: ETRS 89, 
Höhensystem: DHHN 92)  

o [ALKIS / 2/2006] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-an-
halt.de) / A18/1 -6003861/2012  

https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
http://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/
http://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Plan im Maßstab 

1:750 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von 2 ha. Er liegt ca. 1 

km westlich der Ortslage Schenkenhorst und erstreckt sich auf das Flurstück 

248 der Flur 1, Gemarkung Schenkenhorst. 

 

 

4. Planungsbindungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und 

zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vor-

gaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, 

vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder 

zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ord-

nung und Sicherung des Raums. Für gemeindliche Bauleitplanverfahren be-

steht eine Anpassungspflicht. 

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 

3 Abs. 1 Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung 

des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensent-

scheidungen.  

Für nachgeordnete Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungs-

pflicht. Für Planungen und Maßnahmen der Hansestadt Gardelegen ergeben 

sich die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 

aus den folgenden Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. l S. 

2986), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezem-

ber 2020 (BGBl. l S. 2694) 

o Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSa) des 

Landes Sachsen-Anhalt vom 23. April 2015 (GVBl. LSA S. 170), zuletzt 

geändert durch § 2 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA 

S. 203) 

o Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes 

Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom 16.02.2011 (GVBl. LSA S. 160) 

o Regionaler Entwicklungsplan Altmark (REP Altmark) in der Be-

schlussfassung der Regionalversammlung vom 15.12.2004 
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Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind im LEP-LSA 2010 und REP Alt-

mark enthaltene Aussagen für die raumordnerische Bewertung des Bebau-

ungsplans heranzuziehen. Hier werden die grundsätzlichen Anforderungen 

an geeignete Flächen für die weitere Siedlungsentwicklung insbesondere 

durch die Raumordnung oder den Naturschutz bestimmt. 

Der derzeit vorliegende Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-

Anhalt enthält klare Aussagen zu den erneuerbaren Energien sowie deren 

beabsichtigte Stärkung und Förderung. 

Die Regionalen Planungsgemeinschaften sollen im Rahmen ihrer Koordinie-

rungsaufgaben unter Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten un-

terstützen, dass der Anteil der erneuerbaren Energien in Form von Wind-

energie und zunehmend von Biomasse, Biogas, Solarenergie, Wasserkraft 

und Geothermie am Energieverbrauch entsprechend dem Klimaschutzpro-

gramm und dem Energiekonzept des Landes ausgebaut werden kann (G 77 

LEP-LSA 2010). 

Zur Begründung wird ausgeführt, dass der Klima- und Umweltschutz ver-

stärkt die zielgerichtete Erschließung regenerativer Energiequellen erfor-

dere. Neben der Windkraft seien im ländlichen Raum besondere Potenziale 

für die energetische Nutzung von Biomasse und Biogas vorhanden.  

Die Landwirtschaft ist in allen Teilen des Landes als raumbedeutsamer Wirt-

schaftszweig zu erhalten und weiterzuentwickeln. Dabei soll eine flächen-

gebundene multifunktionale Landwirtschaft, die wirtschaftlich effektiv und 

umweltschonend produziert und die eine den Anforderungen des Verbrau-

cher- und Tierschutzes entsprechende Nutztierhaltung betreibt, in besonde-

rem Maße gefördert und auf zukünftige Erfordernisse ausgerichtet werden 

(G114 LEP-LSA 2010). 

Innerhalb der Festlegungskarten des REP Altmark und des LEP Sachsen-

Anhalts werden keine Vorgaben für den Planungsraum getroffen.  

Es handelt sich vorliegend um die planungsrechtliche Sicherung einer be-

stehende Biogasanlage. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan erscheint 

somit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar.  

Die oberste Landesentwicklungsbehörde stellte mit der Stellungnahme vom 

11.12.2020 fest, dass es sich bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

„Biogasanlage Schenkenhorst" der Hansestadt Gardelegen und der mit dem 

Vorhaben verbundenen unwesentlichen Auswirkungen auf die planerisch ge-

sicherten Raumfunktionen nicht um eine raumbedeutsame Planung handelt.   
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Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördenverbindliches Hand-

lungsprogramm der Hansestadt Gardelegen. Er entfaltet keine unmittelba-

ren Rechtswirkungen im Verhältnis zum Bürger nach außen. Er verursacht 

dennoch rechtliche Wirkungen von erheblicher Reichweite. Er bildet den ört-

lichen Rahmen, der durch das Entwicklungsgebot des § 8 Absatz 2 BauGB 

bestimmt ist.  

Die Hansestadt Gardelegen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungs-

plan. Dieser weist den gesamten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans als Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsor-

gung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen, Anlagen, Einrich-

tungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken mit 

der Zweckbestimmung Erneuerbare Energien aus. Gemäß § 3 Nr. 21 e) des 

EEG 2021 zählt die Energiegewinnung aus Biomasse einschließlich Biogas 

zu erneuerbaren Energien. 

Die Entwicklungsziele des vorliegenden Bebauungsplans lassen sich somit 

aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickeln. Eine Änderung ist 

nicht erforderlich. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan gilt als aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

5. Ausgangssituation 

Die nächstgelegene Wohnnutzung befindet sich etwa 1.200 m östlich des 

Vorhabenstandortes, in der Ortslage Schenkenhorst. Der Standort der Bio-

gasanlage ist im Norden, Osten und Westen von einen 90 cm hohen Wall 

umgeben.   

Aufgrund der vorhandenen Nutzungen weist der gesamte Geltungsbereich 

einen hohen Versiegelungsgrad auf. Vorhandene unversiegelte Flächen un-

terliegen einer regelmäßigen Mahd. Es handelt sich um artenarme Zierra-

sen.   

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine hochwertigen oder 

sonstige für den Arten- und Biotopschutz bedeutsamen Lebensräume.  
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6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept 

Für die Biogasanlage innerhalb des Geltungsbereichs gilt der immissions-

schutzrechtliche Bestandsschutz.  

Aufgrund der baulichen und immissionsrechtlichen Vorprägung des Standor-

tes soll mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Schen-

kenhorst“ eine planungsrechtliche Absicherung für den Fortbestand der 

oben beschriebenen Nutzungen ermöglicht werden. Es soll Investitions- und 

Planungssicherheit geschaffen werden.  

Mit der Überplanung eines vorgeprägten, immissionsträchtigen Standortes 

werden keine artfremden Nutzungen zugelassen. Weder die Qualität noch 

die Quantität der Immissionswirkungen wird sich grundlegend verändern. 

Die gute Erschließung und der große Abstand zu Wohnnutzungen mindern 

allgemein anerkannte Konflikte, so dass auch mit der Überplanung eine 

städtebauliche Grundordnung abgesichert wird, die im Sinne des Gesetzge-

bers eben keine erheblichen oder nachhaltigen Umweltauswirkungen er-

zeugt. 

Zielstellung der Hansestadt ist es, auch weiterhin mit der Biogasanlage ein 

verträgliches Immissionsniveau für das Umfeld des Anlagenstandortes zu 

gewährleisten.   

Die Begrenzung der Immissionswirkungen, die darauf hinausläuft, die vor-

hersehbaren Umweltauswirkungen zu beschränken, stellt sich vor dem Hin-

tergrund der einschlägigen Rechtsprechung als ein nach § 11 Abs. 2 BauNVO 

unbedenklicher Weg dar, die Art der Nutzung gebietsadäquat zu steuern.  

 

  

http://norm.bverwg.de/jur.php?baunvo,11


Seite | 9 

 

 

 

Bearbeitungsstand: April 2022                                                                 vorhabenbezogener Bebauungsplan  
der Hansestadt Gardelegen  

„Biogasanlage Schenkenhorst“ 
                                                  Begründung 

 
 

 

 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Vorliegend ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes mit der 

Zweckbestimmung „Energiegewinnung aus Biomasse“ vorgesehen.   

Im Interesse einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und der Mini-

mierung der erforderlichen Eingriffe soll die Grundflächenzahl (GRZ) abwei-

chend von der Obergrenze auf ein unbedingt notwendiges Maß reduziert 

werden. Mit Hilfe der Baugrenze wird dabei innerhalb der Planzeichnung Teil 

A der Bereich festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nutzung 

realisiert werden soll. Die geplante Baugrenze umfasst den vorhandenen 

baulichen Bestand.  

Die vorhandene Biogasanlage besteht aus einer Anlagenstrecke, welche ei-

nen Fermenter und einen Gärrestspeicher und einer Annahme, sowie ein 

BHKW einschließlich Peripheriegeräten umfasst.  

Auf der Grundlage der ermittelten Vorversiegelung wird die Grundfläche für 

das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“ auf 0,6 be-

grenzt. 

Um negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu vermeiden, 

werden innerhalb des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Hö-

henfestsetzungen getroffen. Geht man davon aus, dass die vorhandenen 

baulichen Anlagen eine Höhe von real 14,50 m über dem anstehenden Ge-

lände nicht überschreiten, dann ist die Begrenzung der zulässigen Höhe der 

baulichen Anlagen auf 48,00 m über HN76 vertretbar. Für technische Auf-

bauten wie Schornsteine, Abluftkamine oder Lüftungsrohre sind Ausnahmen 

zulässig. Hierfür ist eine reale maximale Höhe von 19 m über dem anste-

henden Gelände (bzw. 52,50 m über HN76) notwendig. Die Bestimmung der 

Höhe erfolgt in Metern über NHN im amtlichen Höhenbezugssystem HN 76 

als unterer Höhenbezugspunkt. 
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Folgende textliche Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“ (SO 

EB) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO der Errichtung und dem Be-

trieb von Biogaserzeugungs-, aufbereitungs- und -einspeisungsanla-

gen einschließlich der Nebenanlagen wie Fahrsilos und Lagerbehälter 

sowie deren technische Erschließung. Zulässig sind Fahrsiloanlagen, 

Annahmegebäude, Blockheizkraftwerke (BHKW), Fermenter, Nachgä-

rer, Gärrestbehälter, abflusslose Sammelgruben, Gebäude, Wasser-

behälter und Anlagen zur Separation, Trocknung, Lagerung von Roh-

stoffen und Gärresten, Gebäude und Anlagen zur Verarbeitung, Auf-

bereitung und Einspeisung von Biogas.  

2. Ausnahmen gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO vom Höchstmaß der festge-

setzten Höhen baulicher Anlagen sind innerhalb des Sonstigen Son-

dergebietes „Energiegewinnung aus Biomasse“ für technische Auf-

bauten wie Schornsteine und Lüftungsrohre möglich. Es ist eine ma-

ximale Höhe von OK 52,50 m über HN 76 zulässig. 

3. Die festgesetzten Nutzungen sind nur insoweit zulässig, soweit sie 

durch den Durchführungsvertrag gedeckt sind (§ 9 Abs. 2 und § 12 

Abs. 3a BauGB). 

 

 

6.3 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans 

eine Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist im 

Umweltbericht darzustellen.  

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffent-

licher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB und einer entsprechenden Ab-

stimmung des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach 

§ 2 Absatz 4 BauGB erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbe-

richt. Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beein-

trächtigungen der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird deshalb eingehend auf seine 

möglichen Wirkungen auf die Schutzgüter nach § 2a BauGB untersucht. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen der Planung 

sind die mit der Festsetzung der Sonstigen Sondergebiete nach § 11 Abs. 2 

BauNVO mit den Zweckbestimmungen „Energiegewinnung aus Biomasse“ 

zulässigen Nutzungen und baulichen Anlagen. 
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Die mit der Planung festgesetzten, immissionsträchtigen Nutzungen sind 

bereits seit Jahren auf dem Standort etabliert. Entsprechend ist ein hoher 

Versiegelungsgrad vorhanden. Neuversiegelungen sind vorliegend nicht vor-

gesehen.  

Bestehende betriebsbedingte Störwirkungen und eine fehlende strukturrei-

che Habitatausstattung lassen darüber hinaus generell auf ein störungsun-

empfindliches und angepasstes Artenspektrum schließen. Auch nicht be-

baute Bereiche des Planungsraumes besitzen aufgrund der regelmäßigen 

Mahd und den nicht quantifizierbaren betriebsbedingten Störwirkungen der 

Biogasproduktion keiner besonderen Bedeutung für den Arten- und Bio-

topschutz (vgl. Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung).  

Ein artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist aus diesem Grund nicht erforder-

lich. Mit der geplanten Festsetzung des sonstigen Sondergebietes „Energie-

gewinnung aus Biomasse“ sind keine wesentlichen Änderungen der beste-

henden und genehmigten Bestandssituation erforderlich. 

 

6.4 Verkehr 

Für die Erschließung wird ausgehend von der Dorfstraße bzw. Heidberg eine 

bestehende Zufahrt genutzt. Der Zufahrtsbereich ist in der Planzeichnung 

Teil A als solches gekennzeichnet und als private Straßenverkehrsfläche 

festgesetzt. Nach derzeitigem Kenntnisstand lassen sich keine wesentlichen 

Änderungen des gegenwärtig vorhandenen Transportaufkommens ableiten.  
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7. Immissionsschutz 

Bereits auf der Ebene der Anlagenzulassung wurde nachgewiesen, dass die 

allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ge-

mäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB gewahrt werden.  

Weitere gutachterliche oder prognostische Untersuchungen sind für die pla-

nungsrechtliche Sicherung einer bestehenden Biogasanlage nicht erforder-

lich. 

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind keine we-

sentlichen Änderungen an der bestehenden und genehmigten Be-

standsimmissionssituation vorgesehen.  

Innerhalb des Genehmigungsverfahren wurde für den Fall einer Leckage ei-

nes Behälters die Schaffung eines Rückhalteraumes, der das Volumen des 

Behälters mit dem größten Füllvolumen oberhalb der Geländeoberkante 

hält, beauflagt. Um diese Auflagen zu erfüllen, wurde im südlichen Bereich 

ein 30 cm hoher Wall errichtet.  

Da der Geländeverlauf im Bereich des Gärrestspeichers abfällt,  wird das 

auslaufende Substrat sich erst in dieser natürlichen Senke sammeln. Das 

verschafft den nötigen Zeitpuffer. Durch diese Maßnahmen ist sicherge-

stellt, dass auslaufendes Material innerhalb der Umwallung verbleibt (Hava-

rieraumberechnung). 

Die Umsetzung ist aber bereits geschehen und in der AwSV Prüfung der 

Dekra vom 19.07.2021 wurde dies auch mängelfrei bestätigt. 

 

 

8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Der Planungsraum ist medial bereits vollständig erschlossen.  

Die bestehende Biogasanlage erzeugt sowohl elektrische als auch thermi-

sche Energie. Die dazu erforderlichen Erschließungsmaßnahmen wurden be-

reits umgesetzt. 

Die Einleitung von Abwasser in Grund- oder Oberflächengewässer ist nicht 

vorgesehen.  
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8.2 Gewässer 

Der Planungsraum liegt nicht in einer Trinkwasserschutzzone. Innerhalb des 

Geltungsbereiches befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer.  

Mit landwirtschaftlichen Abprodukten verunreinigtes Niederschlagswasser 

und Gärrückstände sind zu sammeln und landwirtschaftlich zu verwerten. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die zur Düngung verwerteten Gär-

rückstände sachgerecht angewendet werden.  

Zudem ist nachzuweisen, dass die Gesundheit von Menschen und Haustieren 

nicht geschädigt, der Naturhaushalt nicht gefährdet wird und die Gärrück-

stände in der Lage sind, als organische Düngemittel das Wachstum von 

Pflanzen wesentlich zu fördern.  

Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Silage, Silagesickersaft und Gärsub-

strat müssen so beschaffen und so eingebaut sein, aufgestellt, unterhalten 

und betrieben werden, dass der bestmögliche Schutz der Gewässer vor Ver-

unreinigung oder sonstiger nachteiliger Veränderung ihrer Eigenschaften er-

reicht wird (§ 62 WHG).  

Die Bestimmungen zur Errichtung und dem Betrieb von Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen richten sich nach den Vorgaben des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), des Wassergesetzes des Landes Sachsen-

Anhalt sowie auf die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen (VaWS LSA). 

 

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Der 

Bestand und Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewähr-

leistet werden.  

 

  



Seite | 14 

 

 

 

Bearbeitungsstand: April 2022                                                                 vorhabenbezogener Bebauungsplan  
der Hansestadt Gardelegen  

„Biogasanlage Schenkenhorst“ 
                                                  Begründung 

 
 

 

 

8.4 Abfallentsorgung/Altlasten 

Für den Standort der Biogasanlage Schenkenhorst sind zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt keine Altlastenverdachtsflächen und Altlasten erfasst.  

Werden bei den Erdbauarbeiten kontaminierte Bodenbereiche aufgeschlos-

sen, sind diese der unteren Bodenschutzbehörde zur Prüfung und Bewertung 

anzuzeigen. Gemäß § 3 BodSchAG LSA besteht eine Mitteilungspflicht bei 

einem Aufschluss schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten gegenüber 

der unteren Bodenschutzbehörde. Grundstückseigentümer sowie Inhaber 

der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind gemäß§ 4 Abs. 2 

BBodSchG verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück 

ausgehenden Gefahren für Boden und Gewässer zu ergreifen. Diese Maß-

nahmen können zur Sanierung von Bodenkontaminationen führen.  

Bei Gewährleistung der Dichtheit aller versiegelten Lagerflächen, Behälter 

und Leitungen, die fach- und umweltgerechte Ausbringung der Gärreste auf 

landwirtschaftliche Nutzflächen sowie die ordnungsgemäße Versickerung 

bzw. Verdunstung des anfallenden unverschmutzten oder gering beeinträch-

tigten Niederschlagswassers ist von keinen nennenswerten Auswirkungen 

auf den Bodenwasserhaushalt auszugehen. 

Die Ausbringung von Gärresten unterliegt der Sorgfaltspflicht des Betreibers 

und der sachgerechten Anwendung der Gärrückstände als Düngemittel unter 

Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben des Düngegesetzes (DüngG).  

Die bei der Errichtung/ dem Betrieb/ dem Rückbau der Biogasanlage anfal-

lenden mineralischen und nicht mineralischen Abfälle sowie der Bodenaus-

hub sind am Entstehungsort gesondert nach Abfallart zu sammeln, vor Ver-

unreinigungen weitestgehend zu verschonen und entsprechend ihres Schad-

stoffgehaltes als nicht gefährlicher bzw. gefährlicher Abfall einzustufen. Die 

Einstufung hat gemäß der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) zu erfolgen, 

d. h. Vergabe eines 6-stelligen Abfallschlüssels nach der Herkunft der Ab-

fälle. Der Bauherr ist für die korrekte Einstufung des Abfalls verantwortlich. 

Die Entsorgung der Abfälle hat nur in dafür zugelassene Anlagen zu erfol-

gen. Dies ergibt sich aus den §§ 6 und 7 Abs. 2 des KrWG. Für den Umgang 

mit Bauabfällen sind die §§ 8 Abs. 1, 2, 5 und 6 der Gewerbeabfallverord-

nung die Rechtsgrundlagen. Für den Umgang mit gewerblichen Siedlungs-

abfällen sind die §§ 3, 4 und 7 der Gewerbeabfallverordnung die Rechts-

grundlagen. 

Die aus der Wartung und Instandhaltung der im bestimmungsgemäßen Be-

trieb der Anlage anfallenden gefährlichen Abfälle sind, sofern diese nicht im 

Rahmen der Rücknahme einer Wartungs- und Servicefirma überlassen wer-

den können, als gefährliche Abfälle nachweislich einer ordnungsgemäßen 

Entsorgung in dafür zugelassene Anlagen zuzuführen.  
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Die Nachweisführung der Entsorgung richtet sich nach den rechtlichen An-

forderungen der Nachweisverordnung. Bei der Entsorgung von Altölen ist 

die Altölverordnung zu beachten. Die Anzeigepflichten für die im bestim-

mungsgemäßen Betrieb anfallenden gefährlichen Abfälle, die nicht im Rah-

men der freiwilligen Rücknahme gemäß§ 26 KrWG durch Wartungs- oder 

Servicefirmen zurückgenommen werden, ergeben sich nach § 50 KrWG i. 

V.m. der Nachweisverordnung. Die Forderungen an den Betreiber der Anlage 

begründen sich darin, diese so zu betreiben, dass das Wohl der Allgemein-

heit und der Umwelt nicht beeinträchtigt wird. Am Anfang der Entsorgungs-

kette steht der Abfallerzeuger, in diesem Fall der Betreiber der Anlage, der 

von Beginn an für die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung oder ge-

meinwohlverträglichen Beseitigung verpflichtet ist. 

Für sämtliche aus seinen bestimmungsgemäßen Anlagenbetrieb anfallenden 

nicht gefährlichen und gefährlichen Abfälle hat er bis zur endgültigen Ent-

sorgung seinen Sorgfaltspflichten nachzukommen. Die Abfallwirtschaftssat-

zung des Landkreises Altmarkkreis Salzwedel bildet die Grundlage für die 

Entsorgung von Abfällen. Sie regelt unter anderem die Art und Weise der 

Abfallentsorgung und die Überlassungsorte. Abfälle zur Beseitigung sind ge-

mäß § 17 Abs. 1 KrWG dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger in Ver-

bindung mit der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Altmarkkreis 

Salzwedel zu überlassen. Gemäß § 7 Abs. 1 GewAbfV sind gewerbliche Sied-

lungsabfälle die nicht verwertet werden (Abfälle zur Beseitigung - Restmüll), 

dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu überlassen. Das benötigte 

Mindestbehältervolumen bestimmt sich aus dem§ 15 Abs. 6 b) und 6 c) 

Abfallwirtschaftssatzung. Nach § 7 Abs. 2 GewAbfV haben die Erzeuger und 

Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen einen Abfallbehälter des öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, also eine „gewerbliche Restmüll-

tonne" zu nutzen. Dies steht im Einklang mit den §§ 1 und 3 der Abfallwirt-

schaftssatzung. 

Gemäß § 7 Abs. 4 KrWG besteht die Pflicht zur Verwertung der Abfälle so-

weit dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. Die Beseitigung 

des Abfalls ist dann möglich, wenn so der Schutz von Mensch und Umwelt 

am besten sichergestellt wird (§ 7 Abs. 2 Satz 3). Die Grundpflichten zur 

Abfallbeseitigung ergeben sich aus § 15 KrWG. Die abfallrechtlichen Nach-

weis- und Belegpflichten (§ 50 KrWG) gelten entsprechend. Die Anforderun-

gen zur Deponierung werden durch die Deponieverordnung (DepV) geregelt. 

Das Annahmeverfahren bestimmt sich aus§ 8 DepV und die Zuordnungskri-

terien ergeben sich aus Anhang 3 Tabelle 2 DepV. Der Nachweis über die 

Beseitigung ist dem Altmarkkreis Salzwedel als untere Abfallbehörde vorzu-

legen. Eine Beseitigung nach § 28 Abs. 2 KrWG außerhalb zugelassener Ent-

sorgungsanlagen ist nur nach Prüfung im Einzelfall möglich.  
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In diesem Fall ist eine Abstimmung mit dem Altmarkkreis Salzwedel als un-

tere Abfallbehörde erforderlich. Gemäß § 6 KrWG ist die Aufbereitung zur 

Wiederverwendung von Bauschutt zu bevorzugen, nach § 8 GewAbfV sogar 

für bestimmte Abfallfraktionen grundsätzlich verpflichtend. Die Bedingun-

gen für die Beendigung der Abfalleigenschaft nach dem Durchlaufen eines 

Verwertungsprozesses werden durch § 5 KrWG bestimmt. Dies beinhaltet, 

dass die Stoffe über einen Absatzmarkt verfügen, den technischen Anforde-

rungen im Vergleich zu einem Primärrohstoff entsprechen und die Verwen-

dung im Vergleich zum Primärrohrstoff schadlos für Mensch und Umwelt 

erfolgt. Zur Bewertung der Schadlosigkeit der Verwertung wird für minera-

lische Abfälle, die ungebunden oder gebunden in technische Bauwerke ein-

gebaut werden, entsprechend dem Leitfaden zur Wiederverwendung und 

Verwertung von mineralischen Abfällen in Sachsen-Anhalt herangezogen. 

 

8.5 Brandschutz 

Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein ge-

radliniger Zu- oder Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zur Verfügung zu 

stellen. 

Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster 

oder sonstiger, zum Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 m über der 

Geländeoberfläche liegt, ist eine mindestens 3 m breite Zu- oder Durchfahrt 

zu schaffen. Die lichte Höhe der Zu- oder Durchfahrt muss senkrecht zur 

Fahrbahn gemessen mindestens 3,50 m betragen (DIN 14090).  

Die Zufahrt muss so befestigt sein, dass sie von Fahrzeugen der Feuerwehr 

für den Katastrophen-, Rettungs- und Brandschutz mit einer Achslast von 

mind. 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von mind. 16 t befahren 

werden kann (DIN 14090). 

Zur Deckung des Löschwasserbedarfs ist nach dem Arbeitsblatt W 405 

(07/1978) des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 

für mind. 2 Stunden eine Löschwassermenge von mind. 1.600 l/min (96 

m³/h) in maximal 300 m Entfernung zu gewährleisten.  

Diese Löschwassermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Verfügung stehen 

und wird mit dem bestehenden Löschwasserbecken nach DIN 14210 im 

nordwestlichen Geltungsbereich sichergestellt. Für die Zufahrten sowie Auf-

stell- und Bewegungsflächen der Feuerwehr gilt die Richtlinie über Flächen 

für die Feuerwehr auf Grundstücken. 
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9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand 

keine Baudenkmale, die als Denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes 

des Landes Sachsen-Anhalts eingetragen und als Zeitzeugen der Geschichte 

zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich des Planungsraums 

keine Bodendenkmale vorhanden. Wenn während der Erdarbeiten weitere 

Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß § 9 

Abs. 3 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalts vom 

21.10.1991, zuletzt geändert am 20.12.2005, die zuständige untere Denk-

malschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund anzuzeigen. 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Im § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind Eingriffe in Natur 

und Landschaft definiert als „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 

Grünflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Ver-

bindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträch-

tigen.“ 

Hinsichtlich des o.g. Vorhabens werden Neu-, Aus- und Umbauten als Ein-

griff bewertet. Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

sind keine Eingriffe vorgesehen. Es besteht demnach kein Kompensations-

bedarf. Die vorangegangenen Eingriffe aus dem Genehmigungsverfahren 

wurden bisher nicht wie geplant kompensiert. Da die geplante Kompensa-

tion auf Grund eigentumsrechtlicher Änderungen nicht mehr möglich ist, ist 

dieser bestehende Kompensationsdefizit vor Satzungsbeschluss über ein 

Ökokonto zu kompensieren.  

 

11. Umsetzung des Bebauungsplans 

Hinweis 

 

• Der räumliche Geltungsbereich wurde durch den Kampfmittelbeseiti-

gungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt anhand der zurzeit vorliegenden 

Unterlagen (Kampfmittelkataster) und Erkenntnisse geprüft. Anhand 

dieser Unterlagen konnten keine Erkenntnisse über das Vorkommen 

von Kampfmitteln gewonnen werden. Vorsorglich wird darauf hinge-

wiesen, dass die beim KBD vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen 

Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch 

bei künftigen Anfragen ggf. von den bislang getroffenen Einschätzun-

gen abweichen kann. Darüber hinaus wird darauf verwiesen, dass 

Kampfmittelfunde jeglicher Art niemals ganz ausgeschlossen werden 

können. 
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1. Einleitung 

Die am Standort Schenkenhorst bestehende Biogasanlage wird derzeit auf der Basis 

der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen 402.3.9-440008/09/79 vom 29. 

Juni 2010 sowie mit dem Bescheid zur Änderungsanzeige N7035516 vom 

23.11.2011 privilegiert mit einer elektrischen Leistung von etwa 549 kWel betrie-

ben. 

Die gesetzlichen Vorgaben für Biogasanlagen unterlagen in den zurück liegenden 

Jahren einem stetigen Wandel. Sowohl die planungsrechtlichen Anforderungen als 

auch die geänderten technische Normen stellen die Betreiber von Biogasanlagen 

zunehmend vor neue Herausforderungen. 

Es geht allein um die Bestandssicherung der Biogasanlage. Die Aufstellung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll also der Schaffung einer Investitions- und 

Planungssicherheit für den gewerblichen Betrieb der Anlage dienen.   

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist für den Bebauungsplan eine Umweltprüfung durchzu-

führen, deren Ergebnisse im Umweltbericht dargestellt werden. Der Umweltbericht 

ist gemäß § 2 a Satz 3 BauGB ein eigenständiger Teil der Begründung des Bebau-

ungsplans. Er stellt insbesondere die ermittelten Belange des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege dar. Im Rahmen der Umweltprüfung wird somit die Verträg-

lichkeit des mit der Planung ermöglichten Vorhabens mit unterschiedlichen Schutz-

gütern geprüft und die zu erwartenden erheblichen oder nachhaltigen Umweltaus-

wirkungen bewertet. 
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1.1 Kurzdarstellung der Ziele und des Inhalts des Vorhabens   

Ziel der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biogasanlage Schen-

kenhorst“ ist die Bestandssicherung der Anlage. Die Aufstellung soll der Schaffung 

von Planungs- und Investitionssicherheit für den gewerblichen Betrieb der Anlage 

dienen. Wesentliche bauliche oder sonstige Veränderungen sind nicht erforderlich. 

Im Interesse einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und der Minimierung 

der erforderlichen Eingriffe soll die Grundflächenzahl (GRZ) abweichend von der 

Obergrenze auf ein unbedingt notwendiges Maß reduziert werden. Mit Hilfe der 

Baugrenze wird dabei innerhalb der Planzeichnung Teil A der Bereich festgesetzt, 

auf dem das zulässige Maß der baulichen Nutzung realisiert werden soll. Die ge-

plante Baugrenze umfasst den vorhandenen baulichen Bestand.  

Die vorhandene Biogasanlage besteht aus einer Anlagenstrecke, welche einen 

Fermenter und einen Gärrestspeicher und einer Annahme, sowie ein BHKW ein-

schließlich Peripheriegeräten umfasst.  

Auf der Grundlage der ermittelten Vorversiegelung wird die Grundfläche für das 

sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“ auf 0,6 begrenzt. 

Um negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu vermeiden, wer-

den innerhalb des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Höhenfestset-

zungen getroffen. Geht man davon aus, dass die vorhandenen baulichen Anlagen 

eine Höhe von real 14,50 m über dem anstehenden Gelände nicht überschreiten, 

dann ist die Begrenzung der zulässigen Höhe der baulichen Anlagen auf 48,00 m 

über HN76 vertretbar. Für technische Aufbauten wie Schornsteine, Abluftkamine 

oder Lüftungsrohre sind Ausnahmen zulässig. Hierfür ist eine reale maximale Höhe 

von 19 m über dem anstehenden Gelände (bzw. 52,50 m über HN76) notwendig. 

Die Bestimmung der Höhe erfolgt in Metern über NHN im amtlichen Höhenbezugs-

system HN 76 als unterer Höhenbezugspunkt. 

  



S e i t e  | 5 

 
  

Bearbeitungsstand: April 2022                        vorhabenbezogener Bebauungsplan  
der Hansestadt Gardelegen 

  „Biogasanlage Schenkenhorst“ 
 

Umweltbericht 

 

1.2 Überblick über die der Umweltprüfung zugrunde gelegten Fachgeset-

ze und Fachpläne  

Maßgeblich für die Beurteilung der Belange des Umweltschutzes sind folgende 

gesetzliche Grundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung 3. November 2017 (BGBl. I 

S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 

(BGBl. I S. 4147)  

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleit-

plänen oder von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, sind Vermeidungs- und Minderungs-

maßnahmen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu erörtern und zu bilanzie-

ren (vgl. dazu § 18 BNatSchG).  

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) 

Zur Vermeidung unnötiger Beeinträchtigungen des Natur- und Landschaftshaushal-

tes sind die in §§ 1 und 2 verankerten Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege maßgeblich und bindend. 

Demnach ist zu prüfen, ob das Bauleitplanverfahren einen Eingriff im Sinne des § 

14 Abs. 1 BNatSchG erwarten lässt (Prognose des Eingriffs).  

Zudem ist die Stadt verpflichtet, alle über die Inanspruchnahme von Natur und 

Landschaft am Ort des Eingriffs hinausgehenden Beeinträchtigungen der Umwelt 

auf ihre Vermeidbarkeit zu prüfen (Vermeidungspflicht).  

Im Weiteren ist durch die Stadt zu prüfen, ob die Auswirkungen des Vorhabens 

beispielsweise durch umweltschonende Varianten gemindert werden können (Min-

derungspflicht). In einem nächsten Schritt sind die zu erwartenden nicht vermeid-

baren Eingriffe durch planerische Maßnahmen des Ausgleichs zu kompensieren.  

Unter normativer Wertung des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in Verbindung mit § 1 a Abs. 

3 BauGB hat die Stadt die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft mit den 

übrigen berührten öffentlichen und privaten Belangen abzuwägen (Integritätsinte-

resse).  

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-

reinigung, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-

Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 1 des 

Gesetzes vom 09. Dezember 2020 (BGBl. l S. 2873) 

Die Vorgaben des BImSchG dienen nach § 1 Absatz 2 der integrierten Vermeidung 

und Minderung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser 

und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft zur Absicherung eines hohen 

Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt.  
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Durch Schutz- und Vorsorgemaßnahmen gegen Gefahren sollen erhebliche Nachtei-

le und Belästigungen vermieden werden. 

Düngegesetz (DüngG) i. d. F.  der Bekanntmachung vom 9. Januar 2009 (BGBl. I 

S. 54, 136), zuletzt geändert durch Artikel 277 der Verordnung vom 19. Juni 2020 

(BGBl. l S. 1328) 

Anfallende Reststoffe der Biogasanlage entstehen aus vergorener Biomasse (Gär-

reste). Diese werden gemäß § 2 Nr. 2 b DüngG als Wirtschaftsdünger eingeordnet 

und nach gängiger Fachpraxis im Sinne des Düngegesetzes auf landwirtschaftlichen 

Flächen ausgebracht und somit in den Nährstoffkreislauf zurückgeführt. 

Durch das Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-

Energien-Gesetz- EEG 2021) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. Juli 2014 (BGBl. 

l. S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 

(BGBl. l. S. 3138) wurden die rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

für eine garantierte Energieabnahme im Zeitraum von 20 Jahren geschaffen.  

Durch das Gesetz soll insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes 

eine nachhaltige Energieversorgung ermöglicht werden. 

Es verfolgt das Ziel, den Anteil der erneuerbaren Energien in Deutschland bis zum 

Jahr 2030 auf mindestens 65 Prozent zu erhöhen. 

Auf dieser Grundlage plant der Vorhabenträger, über ein gemeindliches Bebau-

ungsplanverfahren die planungsrechtliche Voraussetzung für Sicherung der beste-

henden Biogaserzeugungsanlage zu schaffen. Der erzeugte Strom ist für die Ein-

speisung in das regionale Stromversorgungsnetz vorgesehen.  

Das zu beurteilende Vorhaben unterstützt damit die aktuellen umweltpoli-

tischen Zielstellungen der Bundesregierung. 

Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 10. Dezember 2010 (GVOBl. LSA S. 569), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2019 (GVBI. LSA S. 659, 662) 

Auf Grund der Ermächtigung nach § 3 Abs. 2 BNatSchG sind grundsätzlich die 

Länder für den gesetzlichen Biotopschutz zuständig.  
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Weitere überörtliche Planungen: 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei 

sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende 

Pläne oder Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in 

Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der 

Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festle-

gungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 

Raums. Für gemeindliche Bauleitplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht. 

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 Abs. 1 

Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als 

Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen.  

Für nachgeordnete Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungspflicht. Für 

Planungen und Maßnahmen der Hansestadt Gardelegen ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus den folgenden 

Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. l S. 2986), 

zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. 

l S. 2694) 

o Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSa) des Landes 

Sachsen-Anhalt vom 23. April 2015 (GVBl. LSA S. 170), zuletzt geändert 

durch § 2 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203) 

o Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sach-

sen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom 16.02.2011 (GVBl. LSA S. 160) 

o Regionaler Entwicklungsplan Altmark (REP Altmark) in der Beschlussfas-

sung der Regionalversammlung vom 15.12.2004 

Es handelt sich vorliegend um die planungsrechtliche Sicherung einer bestehende 

Biogasanlage. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan erscheint somit mit den 

Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar.  

Die oberste Landesentwicklungsbehörde stellte mit der Stellungnahme vom 

11.12.2020 fest, dass es sich bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogas-

anlage Schenkenhorst" der Hansestadt Gardelegen und der mit dem Vorhaben 

verbundenen unwesentlichen Auswirkungen auf die planerisch gesicherten Raum-

funktionen nicht um eine raumbedeutsame Planung handelt. 

Weitere fachplanerische Vorgaben: 

Richtlinie über die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land 

Sachsen-Anhalt (Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt) gemäß dem Erlass des MLU, 

MBV, MI und MV vom 16.11.2004 – 42.2-22302/2 unter Berücksichtigung der 2. 

Änderung vom 14.04.2009 
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2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

2.1 Beschreibung des Vorhabenstandortes einschließlich des Untersu-

chungsraumes  

Die nächstgelegene Wohnnutzung befindet sich etwa 1.200 m östlich des Vorha-

benstandortes, in der Ortslage Schenkenhorst. Der Standort ist im Norden, Osten 

und Westen von einem 90 cm hohen Wall umgeben.   

Aufgrund der vorhandenen Nutzungen weist der gesamte Geltungsbereich einen 

hohen Versiegelungsgrad auf. Vorhandene unversiegelte Flächen unterliegen einer 

regelmäßigen Mahd. Es handelt sich um artenarme Zierrasen.   

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine hochwertigen oder sonstige 

für den Arten- und Biotopschutz bedeutsamen Lebensräume.  

 

Abbildung 1: Luftbild des Vorhabenstandortes (GeoBasis-DE/BKG) 
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Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens 

ist die mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biogasanlage 

Schenkenhorst“ und der damit verbundenen Ausweisung eines sonstigen Sonderge-

bietes sowie die vorhersehbaren betriebsbedingten Auswirkungen auf die zu unter-

suchenden Schutzgüter.  

Der Untersuchungsraum umfasst den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans.  

 

2.2 Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustands  

 und der Umweltmerkmale  

Das Vorhaben ist sowohl maßnahme- als auch schutzgutbezogen darzustellen und 

zu bewerten. Im Falle des vorliegenden Bebauungsplans sind die Auswirkungen 

durch die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes “Energiegewinnung aus 

Biomasse“ zu untersuchen: 

Baubedingte Auswirkungen 

o baubedingte Auswirkungen sind nicht vorhersehbar, es sind keine wesentli-

chen baulichen Erweiterungen vorgesehen  

Anlagebedingte Auswirkungen 

o Beeinträchtigung des Landschaftsbildes gehen nicht über das bestehende 

Maß hinaus 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

o Wirkungen auf Grund von Immissionen der mit der Erweiterung vorgesehe-

nen Biogasanlage auf die Schutzgüter Mensch und seine Gesundheit so-

wie die Bevölkerung und Tiere und Pflanzen sowie biologische Vielfalt 

gehen nicht über das bestehende Maß hinaus 

Die gewerbliche Betriebsführung der bereits vorhandenen und immissionsschutz-

rechtlich bestandsgeschützten Biogasanlage sorgt für keine erheblichen bau-, 

anlagen- oder betriebsbedingten Auswirkungen.  

 

2.2.1 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung  

Bezüglich des Schutzgutes Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

sind die nächstgelegenen Wohnnutzungen näher zu betrachten. Die nächstgelegene 

Wohnnutzung befindet sich in circa 1,2 km Entfernung östlich des Anlagenstandor-

tes in der Ortslage Schenkenhorst.  
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2.2.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt  

Methodik 

Eine vegetationskundliche Kartierung des Untersuchungsraumes erfolgte nicht. Der 

Planungsraum ist gänzlich eingezäunt und gehört zum Betriebsgelände der Biogas-. 

Bei den unbefestigten Flächen handelt es sich um Scherrasen. Diese werden regel-

mäßig gemäht.  

Biotop- und Nutzungstypen mit hoher Bedeutung 

Entlang der Gemeindestraße, nördlich des Anlagenstandortes, befindet sich eine 

junge Baumreihe.  

Biotop- und Nutzungstypen mit mittlerer Bedeutung 

Gräben sind als Biotoptypen mit mittlerer Bedeutung einzustufen. 

Biotop- und Nutzungstypen mit geringer Bedeutung 

Ackerflächen nehmen einen erheblichen Flächenanteil innerhalb des Anlagenumfel-

des ein. Sie sind durch eine regelmäßige Bewirtschaftung mit Maschinen, Wirt-

schaftsdünger und Pestiziden gekennzeichnet. Eine naturnahe Vegetation aus 

Wildkräutern ist hier nur spärlich vorhanden.  

Biotop- und Nutzungstypen mit untergeordneter Bedeutung 

Verkehrsflächen und Siedlungsstrukturen im Außenbereich sind als naturfern einzu-

stufen. Eine Bedeutung als Lebensraum lässt sich vorliegend nicht ableiten. Der 

Planungsraum selbst gehört zum Betriebsgelände der vorhandenen Biogasanlage. 

Fauna 

Methodik 

In Verbindung mit der oben beschriebenen Ausstattung des Planungs- und Untersu-

chungsraumes wird von einer örtlichen Kartierung der Fauna abgesehen. Die an-

grenzende intensive landwirtschaftliche Nutzung sowie der hohe Versiegelungsgrad 

des Planungsraums selbst prägen den Standort maßgeblich. Auch nicht bebaute 

Bereiche des Planungsraumes besitzen aufgrund der regelmäßigen Mahd und den 

nicht quantifizierbaren betriebsbedingten Störwirkungen der Biogasproduktion keine 

besondere Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz. Im Wesentlichen ist mit 

Arten zu rechnen, die eine geringe Störungsempfindlichkeit aufweisen.  

Somit erfolgt die Bewertung des faunistischen Arteninventars auf der Grundlage des 

jeweiligen Lebensraumpotenzials. Ausgegangen wird dabei von der sogenannten 

worst-case-Betrachtung, wobei das Vorkommen einer Art angenommen wird, wenn 

geeignete Biotopstrukturen und Lebensraumpotenziale vorhanden sind und die Art 

im betroffenen Untersuchungsgebiet verbreitet ist.  
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Eine Kartierung des Artenbestandes scheint vor dem Hintergrund der starken 

anthropogenen Vorbelastung des gesamten Geltungsbereiches nicht zielführend, da 

von ihr keine neuen Erkenntnisse zu erwarten wären, die nicht auch eine Potenzial-

abschätzung liefern könnte.   

 

Ergebnisse 

Berücksichtigt man, dass sich innerhalb des Geltungsbereichs keine natürlichen 

aquatischen und semiaquatischen Lebensräume befinden, so sind Wirkungen auf 

Fische (Percidae), Libellen (Odonata) Weichtiere (Mollusca), Fischotter (Lutra lutra), 

Biber (Castor fiber) und den Europäischen Nerz (Mustela lutreola) auszuschließen. 

Eine Beeinträchtigung von Amphibien (Amphibia) ist für die Arten Kammmolch 

(Triturus cristatus), Rotbauchunke (Bombina bombina), Moorfrosch (Rana arvalis), 

Springfrosch (Rana dalmatina), Geburtshelferkröte (Alytes obstetricans), Kleiner 

Wasser-, Teichfrosch (Pelophylax lessonae), Wechselkröte (Bufo viridis), Laubfrosch 

(Hyla arborea), Kreuzkröte (Bufo calamita) und Knoblauchkröte (Pelobatos fuscus) 

nicht zu erwarten. Deren potenzielle Laichgewässer (sonnenexponiertes Gewässer, 

offene Wasserfläche, reich strukturierter Gewässerboden [Äste/Steine, fehlender 

Fischbesatz]) fehlen. Der Vorhabenstandort gehört ebenfalls nicht zu den terrestri-

schen Lebensräumen.  

Für Säugetiere (Mammalia) wie Wildkatze (Felis silvestris), Luchs (Lynx lynx), 

Haselmaus (Muscardinus avellanarius) und Wolf (Canus lupus) sind gegenwärtig 

keine aktuellen Vorkommen im Bereich des Vorhabenstandortes bekannt. Das 

Vorkommen des Feldhamster (Cricetus cricetus) innerhalb des Planungsraums kann 

ausgeschlossen werden. Lebensräume dieser Art befinden sich auf Grund der 

intensiven Nutzung und des hohen Versieglungsgrades nicht innerhalb des Gel-

tungsbereichs. Durch die ständige Befahrung der Flächen im Geltungsbereich sowie 

teilweise die Nutzung als Lagerplatz ist auch der unversiegelte Boden innerhalb des 

Geltungsbereichs stark verdichtet. Der Feldhamster benötigt jedoch gut grabbaren 

Boden. Er ernährt sich von Kulturpflanzen, wie Getreide, Mais, Zuckerrüben und 

Erbsen aber auch Ackerwildkräutern und Schnecken, Insekten, Fröschen und Ei-

dechsen. Wirkbedingt sind keine Beeinträchtigungen auf Feldhamster vorhersehbar, 

die über den Plangeltungsbereich des Bebauungsplans hinausgehen.  

Für Fledermäuse (Microchiroptera) ergibt sich kein erhöhter Untersuchungsbedarf. 

Vorliegend sind keine Gebäudeabbrüche oder Fällungen potenzieller Quartiersbäu-

me vorgesehen.    

Mögliche Lebensräume von Käfern wie Breitrand (Dytiscus latissimus), Eremit 

(Osmoderma eremita), Heldbock (Cerambyx cerdo), Schmalbindiger Breitflügel-

Tauchkäfer (Graphoderus bilineatus) und Alpenbock (Rosalia alpina) befinden sich 

nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans. 

Eine Beeinträchtigung von Schmetterlingen (Lepidoptera) durch das geplante 

Vorhaben kann ausgeschlossen werden. 
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Vorzugslebensräume und Biotopstrukturen von Kriechtieren (Reptilia) wie der 

Europäischen Sumpfschildkröte (Emys orbicolaris) fehlen am Vorhabenstandort 

vollständig. Auch ein Vorkommen und eine Betroffenheit der Schlingnatter 

(Coronella austriaca), die ein breites Spektrum von Biotopen (Magerrasen, trockene 

Waldränder) besiedelt, kann gänzlich ausgeschlossen werden.  

Zauneidechsen (Lacerta agilis) besiedeln Dünengebiete, Heiden, Halbtrocken- und 

Trockenrasen, Waldränder, Feldraine, sonnenexponierte Böschungen aller Arten 

(Eisenbahndämme, Wegränder), Ruderalfluren, Abgrabungsflächen sowie ver-

schiedenste Aufschlüsse und Brachen.  

Innerhalb des Geltungsbereichs sind solche Lebensraumstrukturen nicht vorhanden. 

Eine Beeinträchtigung ist somit ausgeschlossen. 

Die oben beschriebenen Strukturen im unmittelbaren Umfeld des Vorhabenstandor-

tes sind in ihrer Qualität als Lebensraum für die Avifauna als unterentwickelt einzu-

schätzen. 

Durch die stark landwirtschaftliche Vorprägung des Umfeldes, die bestehenden 

Störreize, die vor allem von dem Betriebsgelände ausgehen, ist die Empfindlichkeit 

der potenziell im Gebiet vorkommenden europäischen Vogelarten gering. Auf 

angrenzenden Flächen kann das Vorkommen von bodenbrütenden Vogelarten nicht 

gänzlich ausgeschlossen werden. 

 

2.2.3 Schutzgut Fläche  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-

gangen werden. Die Inanspruchnahme von hochwertigen land- oder forstwirtschaft-

lich genutzten Böden ist zu vermeiden. Bodenversiegelungen sollen auf ein unbe-

dingt notwendiges Maß begrenzt werden.  

Der Geltungsbereich umfasst das vorhandene Betriebsgelände der Biogasanlage 

Schenkenhorst. Unbeeinträchtigte Flächen werden nicht beansprucht.  

 

2.2.4 Schutzgut Boden  

Die Bewertung des Bodens erfolgt anhand der Bodenfunktionen als Lebensgrund-

lage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, als 

Nährstoff- und Wasserspeicher, als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für 

stoffliche Einwirkungen insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers, als 

Archiv der Natur- und Kulturgeschichte und als Nutzfläche. Der Standort befindet 

sich auf Auensanden und Auenlehmen.  
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Böden mit hoher Bedeutung als Lebensraum 

Als Böden mit hoher Bedeutung als Lebensraum für Flora und Fauna sind solche zu 

nennen, die das Vorkommen spezieller Arten ermöglichen. Innerhalb des Planungs-

raums sind keine Böden mit hoher Bedeutung als Lebensraum für Flora und Fauna 

vorhanden. 

Böden mit hoher Bedeutung als Regler für den Stoff- und Wasserhaushalt 

Der Geltungsbereich ist Bestandteil des Betriebsgeländes der vorhandenen Biogas-

anlage. Es ist demnach bereits ein entsprechender Vorversieglungsgrad vorhanden. 

Aber auch nicht versiegelte Bereiche haben durch ständige Befahrung oder die 

Nutzung als Lagerflächen keine hohe Bedeutung als Regler für den Stoff- und 

Wasserhaushalt auf.  

Böden mit hoher Bedeutung als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte  

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Gebiet des Bebauungsplans keine 

Bodendenkmale bekannt. 

Sonstiges 

Als landwirtschaftliche Nutzfläche hat der vorliegende Planungsraum keine hervor-

gehobene Bedeutung. Die Flächen durch ständige Befahrung mit schweren Maschi-

nen bereits stark verdichtet.   

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist im Altlastenkataster keine Altlastenver-

dachtsfläche für das Plangebiet registriert.  

 

2.2.5 Schutzgut Wasser 

Der Grundwasserflurabstand beträgt für den vorliegenden Standort circa 2-3 m. 

Nach Landeswasserrecht festgesetzte Heilquellenschutzgebiete, Über-

schwemmungsgebiete sowie überflutungsgefährdete Flächen sind nicht 

vorhanden oder betroffen.  

Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten.  

 

2.2.6 Schutzgut Landschaft 

Das Relief im Bereich des Vorhabenstandortes ist als flach zu beschreiben.  

Der Planungsraum umfasst ausschließlich das Betriebsgelände einer bestehenden 

Biogasanlage. 

Die hier bestehenden baulichen Anlagen und Verkehrsflächen vermindern die 

Erlebbarkeit und Wahrnehmung der Landschaft als Natur- und Lebensraum.  

Darüber hinaus ist das Umfeld des Plangeltungsbereiches durch die intensiv land-

wirtschaftliche Nutzung geprägt.  
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Trotz des Wechsels verschiedener Nutzungsstrukturen ist das Landschaftsbild des 

Geltungsbereiches in seiner Eigenart klar durch anthropogen bestimmte und nut-

zungsorientierte Strukturen gegliedert und geprägt.  

Die Naturnähe als Ausdruck für die erlebbare Eigenentwicklung, Selbststeuerung, 

Eigenproduktion und Spontanentwicklung in Flora und Fauna ist nicht zuletzt auf 

Grund der vorhandenen baulichen Anlagen lediglich eingeschränkt wahrnehmbar.  

Die landschaftliche Vielfalt des Untersuchungsraums beschränkt sich auf die 

Gehölzstrukturen und hochwertigen Biotope außerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans. 

 

2.2.7 Schutzgut Klima  

Das Klima in der Altmark kann als warm und gemäßigt klassifiziert werden.  

Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei etwa 8,5 ° C. Der Jahresdurchschnitts-

niederschlag beträgt im Mittel 541 mm. Mit 18 °C ist der Juli der wärmste Monat 

und der Monat Januar ist mit 0 °C der kälteste des Jahres.  

 

2.2.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter  

Im Bereich des Vorhabens befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Bau- 

und Bodendenkmäler. Im Falle unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder 

Befunde hinzuweisen. Nach § 9 (3) des Denkmalschutzgesetzes von Sachsen-

Anhalt sind Befunde mit den Merkmalen eines Kulturdenkmales "bis zum Ablauf 

einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen". Innerhalb dieses Zeitraumes 

wird über die weitere Vorgehensweise entschieden. 

 

2.2.9 Schutzgebiete und Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung  

Der Geltungsbereich unterliegt keinen Schutzgebietsausweisungen nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. dem Naturschutzausführungsgesetz 

Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA).  

Das nächstgelegene FFH-Gebiet „Secantsgraben, Milde und Biese“ befindet sich in 

über 1.100 km Entfernung.  
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2.3 Entwicklungsprognosen des Umweltzustands 

2.3.1 Entwicklungsprognosen bei der Durchführung der Planung 

2.3.1.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Bevölkerung und menschliche 

Gesundheit 

Die Biogasanlage bildet einen Betriebsbereich der unteren Klasse. Der angemesse-

ne Abstand von 65 m unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse gemäß 

KAS 18 i.V.m. KAS 32 zur nächstgelegenen Wohnbebauung wird sicher eingehalten. 

In Bezug auf die aus der 12. BImSchV resultierenden Pflichten wird auf die Anforde-

rungen der TRAS 120 (Sicherheitstechnische Anforderungen an Biogasanlagen - 

Fassung 12/2018) hingewiesen. 

Der Abstandserlass von Sachsen- Anhalt (RdErl. des MLU vom 25.08.2015, veröf-

fentlicht im MBl. LSA Nr. 45/2015 vom 07.12.2015) orientiert auf einen Mindestab-

stand zur Wohnbebauung von 300 Metern, der bei der Planung von Standorten für 

Biogasanlagen aus Gründen der planerischen Vorsorge eingehalten werden sollte. 

Dieser Abstandsempfehlung wird mit der Bebauungsplanung entsprochen. Relevan-

te Geruchsbelästigungen im Bereich schutzwürdiger Wohnnutzungen sind durch den 

Anlagenbetrieb nicht zu erwarten. Gleiches gilt in Bezug auf Lärm. Seitens der 

oberen Immissionsschutzbehörde bestehen daher keine Bedenken gegen die Pla-

nung. 

Eine mögliche Erweiterung des Anlagenbetriebes der Biogasanlage bedarf jedoch 

einer erneuten immissionsschutzrechtlichen Prüfung unter Würdigung der Gesamt-

situation am Standort, um sicherzustellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen in 

schutzbedürftigen Nutzungen der Nachbarschaft vermieden werden. 

 

2.3.1.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt 

Im § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind Eingriffe in Natur und 

Landschaft definiert als „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen 

oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 

Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.“ 

Innerhalb dieser Unterlage ist zu prüfen, welche Auswirkungen die Festsetzungen 

des in Rede stehenden Bebauungsplans auf Tiere, Pflanzen und die biologische 

Vielfalt des Untersuchungsraumes haben können.  

Die Beeinträchtigung bis hin zum Entzug von Lebensräumen ist für Pflanzen und 

Tiere auf den Planungsraum selbst und die damit in Verbindung stehende Festset-

zung auf das sonstige Sondergebiet begrenzt.  
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Unter Punkt 2.2 dieser Unterlage wurde dargestellt, dass der Vorhabenstandort 

ausschließlich eine sehr geringe Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz auf-

weist. Beeinträchtigungen von höheren Arten und Lebensgemeinschaften sind 

wirkbedingt bei einem bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage nicht vorherseh-

bar. 

Hochwertige Biotopstrukturen außerhalb der Plangeltungsbereiche werden nicht 

berührt. 

Die Begrenzung des Geltungsbereichs auf ein der Vorbelastung und Eignung des 

jeweiligen Planungsraumes entsprechendes Maß sichert die unter 2.2.2 bewerteten 

hochwertigen Biotope und Lebensräume außerhalb des Plangeltungsbereichs nach-

haltig in ihrem Bestand. 

Auswirkungen in der Bauphase: 

Mit dem Vorhaben sind keine Neuversiegelungen notwendig. Es sind keine wesentli-

chen baulichen Veränderungen vorgesehen. Eine Beseitigung oder Beeinträchtigung 

von Wertbiotopen oder gesetzlich geschützten Biotopen findet nicht statt.  

 

Fauna 

Im Kapitel 2.2.2 konnte ein Untersuchungsbedarf für Brutvogelarten des Offenlan-

des abgeleitet werden.  

 

Avifauna 

Unter 2.2.2 dieser Unterlage konnte in Bezug auf die Avifauna bereits generell 

festgestellt werden, dass wassergebundene Brutvogelarten und Gehölzbrüter von 

der Planung nicht betroffen sind, da entsprechende Habitatstrukturen im Planungs-

raum gänzlich fehlen.  

Bei einem weiterhin bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage lässt sich auch eine 

Betroffenheit von Bodenbrütern ausschließen. Es sind keine wesentlichen baulichen 

Veränderungen vorgesehen. Gehölzpflegemaßnahmen sind außerhalb der Brutzeit 

vom 1. Oktober bis Ende Februar durchzuführen. Bei der Mahd nicht bebauter 

Flächen ist darauf zu achten, dass keine Bodenbrüter vorhanden sind. Falls welche 

entdeckt werden ist der Brutbereich entsprechend zu schützen.  

Eine Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt nicht.  

Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 abs. 1 BNatSchG kann ausge-

schlossen werden.  

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließ-

lich der biologischen Vielfalt lassen sich insgesamt nicht ableiten. 
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2.3.1.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 

Die mit dem Vorhaben in Verbindung stehenden Maßnahmen haben keine Auswir-

kungen auf das Schutzgut Fläche. Es werden ausschließlich vorgeprägte Areale 

überplant. Neuversiegelungen sind nicht erforderlich.   

 

2.3.1.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Geologie und Boden 

Die mit dem Vorhaben in Verbindung stehenden Maßnahmen haben keine Auswir-

kungen auf das Schutzgut Boden.  

 

2.3.1.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Landwirtschaftliche Abprodukte wie verunreinigtes Niederschlagswasser und Gär-

rückstände sind zu sammeln und landwirtschaftlich zu verwerten. Voraussetzung 

dafür ist allerdings, dass die zur Düngung verwerteten Gärrückstände sachgerecht 

angewendet werden.  

Damit wird abgesichert, dass die Gesundheit von Menschen und Haustieren nicht 

geschädigt wird, der Naturhaushalt nicht gefährdet wird und die Gärrückstände in 

der Lage sind, als organische Düngemittel das Wachstum von Pflanzen wesentlich 

zu fördern. 

Anfallendes Niederschlagswasser ist, soweit eine Verunreinigung des Grundwassers 

nicht zu befürchten ist und sonstige Belange nicht entgegenstehen, in den vorhan-

den Versickerungsmulden zu versickern.  

Verunreinigtes Niederschlags- und Prozesswasser ist zu sammeln und einer fachge-

rechten Verwertung oder Entsorgung zuzuführen.  

In diesem Falle sind bei einem ordnungsgemäßen Betrieb des Vorhabens keine 

Gefährdungen des Boden- und Grundwassers durch dauerhafte Stofffreisetzungen 

grundsätzlich zu befürchten.  

Innerhalb des BImSch-Genehmigungsverfahren wurde für den Fall einer Leckage 

eines Behälters die Schaffung eines Rückhalteraumes, der das Volumen des Behäl-

ters mit dem größten Füllvolumen oberhalb der Geländeoberkante hält, beauflagt. 

Um diese Auflagen zu erfüllen, wird im südlichen Bereich ein 30 cm hoher Wall 

erforderlich. Im Be-reich der nördlich gelegenen Zufahrt kann die Fahrfläche nicht 

aufgerampt werden. Aus diesem Grund wird Nahe der Toranlage ca. 10 m³ Sand 

gelagert. Durch Sicherheitsvorkehrungen in den Behältern (Alarmsignal und Weiter-

leitung an Notmobilphone), kann nach einem möglichen Havariefall innerhalb einer 

Stunde durch den gelagerten Sand im Bereich der Zufahrt mit einem Radlader ein 

ca. 60 cm hoher Wall aufgeschüttet werden. Da der Geländeverlauf im Bereich des 

Gärrestspeichers abfällt, wird das auslaufende Substrat sich erst in dieser natürli-

chen Senke sammeln. Das verschafft den nötigen Zeit-puffer. Durch diese Maß-

nahmen ist sichergestellt, dass auslaufendes Material innerhalb der Umwallung 

verbleibt. (s. Havarieraumberechnung) Diese Forderungen aus dem Genehmi-

gungsverfahren werden kurzfristig umgesetzt. 
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Allerdings besteht durch den zu erwartenden Fahrzeugverkehr die potenzielle 

Gefährdung der Freisetzung von Schadstoffen (Treibstoffe, Schmieröle, Ammoniak, 

Schwefelverbindungen...) insbesondere in Senken, in denen sich das Nieder-

schlagswasser ansammeln kann.  

Mängel an Fahrzeugen sind umgehend zu beheben. Mangelhafte Fahrzeuge und 

Geräte sind zu entfernen. 

Lagerplätze sind in einem ordnungsgemäßen Zustand zu halten, der ein Freisetzen 

von Schadstoffen unterbindet. 

Ereignet sich trotz umsichtiger Arbeitsweise eine Havarie und kommt es dabei zur 

Freisetzung von Schadstoffen, so ist der verunreinigte Boden umgehend ordnungs-

gemäß zu entsorgen und gegen unbelasteten Boden auszutauschen. 

Eine erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes durch das 

bau-, anlage- und betriebsbedingte Gefährdungspotenzial des Schadstoffeintrags in 

Boden- und Grundwasser ist bei ordnungsgemäßer Betriebsführung nicht zu erwar-

ten. 

Organische Rückstände werden zu agronomisch günstigen Zeiten ausgebracht und 

dienen damit der Nährstoffrückgewinnung bzw. der Verbesserung des Bodengefü-

ges. Das Wasserrückhaltevermögen in der Fläche verbessert sich in der Folge. Die 

Verwertung dieser organischen Rückstände ist jedoch nicht Gegenstand des Vorha-

bens. 

Niederschlagswasser von Dächern, Abdeckungen und Verkehrsflächen wird einer 

großflächigen Versickerung über der belebten Bodenzone zugeführt. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Qualität des Wassers durch Stoffeinträge ist 

nicht zu erwarten. 

Durch die wasserundurchlässige Ausführung der einzelnen Bauteile werden Nähr- 

und Schadstoffeinträge in das Grundwasser unterbunden.  

 

2.3.1.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 

Erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigungen der Luft sind mit der Aufstellung 

des Bebauungsplans nicht zu erwarten.  

 

2.3.1.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft, die über das bestehende Maß hinaus 

gehen, sind nach nicht zu erwarten.  
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2.3.1.8 Auswirkungen auf Schutzgebiete und Gebiete von gemeinschaftli-

cher Bedeutung 

Aufgrund der großen Entfernung sind Beeinträchtigungen auf Schutzgebiete und 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung von Stoffeinträgen auszuschließen.  

 

2.3.1.9 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Vorhabenbereich befinden sich keine Bodendenkmäler oder archäologische 

Denkmäler. Demzufolge hat die Aufstellung des Bebauungsplans keine Auswirkun-

gen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter.  

 

2.3.2 Anfälligkeit des Projekts für schwere Unfälle und/oder Katastrophen  

Gefährliche Stoffe im Sinne der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV), die die in Anhang 

I genannten Mengenschwellen überschreiten, sind bei Umsetzung des Vorhabens 

nicht vorhanden.  

Das Vorhaben unterliegt somit nicht den Anforderungen der Störfallverordnung. Es 

handelt sich um keinen Störfallbetrieb und auch im Umfeld sind keine Störfallbe-

triebe, sodass Wechselwirkungen nicht auftreten können. Die Gefahr von schweren 

Unfällen ist nicht gegeben. Eine erhebliche Gefahr des Austretens wassergefähr-

dender Stoffe besteht mit dem geplanten Vorhaben nicht.  

Erheblichen Beeinträchtigungen durch Betriebsstörungen und Leckagen können 

durch Verwendung von Bauteilen, die dem Stand der Technik entsprechen und der 

damit in Verbindung stehenden Vorschriften entsprechen, weitgehend ausgeschlos-

sen werden.  

 

2.3.3 Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 

des Vorhabens 

Unterschiedliche Belastungen durch den vorhandenen Anlagenbetrieb der Biogasan-

lage schränken die Qualität des gewählten Vorhabenstandortes bereits ein. 

Es ist davon auszugehen, dass die Nichtdurchführung des zu prüfenden Vorhabens 

auf die Stabilität und Leistungsfähigkeit des Umwelt- und Naturhaushalts am ge-

planten Anlagenstandort keine wesentlichen positiven Auswirkungen hätte. Vorlie-

gend geht es allein um die Bestandssicherung der Biogasanlage. Der vorhabenbe-

zogene Bebauungsplan soll der Schaffung einer Investitions- und Planungssicher-

heit für den gewerblichen Betrieb der Anlage dienen.   
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2.3.4 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Auf Grund von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, der zurückhaltenden 

Erschließung und Gliederung des Planungsraumes, der Verwendung modernster 

Energiegewinnungstechnologien konnten Neuversiegelungen ausgeschlossen wer-

den und bei einem weiterhin bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage können 

negative Auswirkungen aus die Schutzgüter ausgeschlossen werden.  

Schutzgutbezogen erfolgt hier eine zusammenfassende Darstellung der Wirkungen 

des geplanten Vorhabens unter Berücksichtigung der zu erwartenden Wechselwir-

kungen zwischen den Schutzgütern. 

 

Schutzgut Bevölkerung und menschliche Gesundheit 

Unter Punkt 2.2.1 dieser Unterlage konnten keine erheblichen Beeinträchtigungen 

des Schutzgutes ermittelt werden.  

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Betroffen ist ein Standort von ausschließlich geringer Bedeutung für den Arten- und 

Biotopschutz.  

Der Einfluss auf hochwertige und empfindliche Biotope und Lebensräume des 

Untersuchungsraumes wurde prognostisch ermittelt. Hier sind die Auswirkungen als 

gering einzuschätzen. 

Innerhalb des Planungsraums sind keine erheblichen oder nachhaltigen Umwelt-

auswirkungen für das Schutzgut Tiere und Pflanzen zu erwarten. 

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 

 
Schutzgut Fläche 

Es konnten keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Fläche ermittelt 

werden. 

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 

 

Schutzgut Boden 

Allgemein besteht die Möglichkeit des Auftretens von Wechselwirkungen zwischen 

den Schutzgütern Boden, Pflanzen, Tiere und Wasser, denn eine wesentliche Ver-

änderung des Bodens führt zu Verschiebungen im Pflanzenbestand, was nachfol-

gend zu einer Änderung des Lebensraums von Tieren führt. Wechselwirkungen sind 

in diesem Falle nicht abzuleiten. 
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Schutzgut Wasser 

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 

 

Schutzgut Klima 

Luft ist als Medium ein wesentlicher Transportpfad für die Ausbreitung von Schall 

und Abgasen.  

Da die Emissionsauswirkungen des Vorhabens auch unter Berücksichtigung der 

klimawirksamen Faktoren im Untersuchungsraum zu keinen nennenswerten Beein-

trächtigungen des Schutzgutes Mensch und des Schutzgutes Tiere und Pflanzen 

führen, sind Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern nicht zu erwarten.  

 

Schutzgut Landschaft 

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht erkennbar. 

 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern sind nicht erkennbar. 

 

2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Der Vorhabenstandort erscheint durch bestehende Vorbelastungen und fehlende 

Nutzungskonkurrenz als idealer Standort für die die vorliegende Planung. 

Der Standort ist verkehrstechnisch bereits erschlossen, sodass weitere Verkehrsflä-

chen für das Vorhaben nicht erforderlich sind.  

Negative Beeinflussungen anderer, naturschutzfachlich bedeutender Standorte 

konnten so vermieden werden. 

 

 

3. Weitere Angaben zur Umweltprüfung 

3.1 Beschreibung von methodischen Ansätzen und Schwierigkeiten bzw. 

Kenntnislücken 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens erfolgte verbal argumen-

tativ. Hinweise zum Detaillierungsgrad und zu den Anforderungen an die Umwelt-

prüfung wurden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung der zuständigen 

Fachbehörden ermittelt.    
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3.2 Hinweise zur Überwachung (Monitoring) 

Über ein Monitoring überwacht die Stadt die erheblichen Umweltauswirkungen, um 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln.  

Das vorhabenbezogene Monitoring-Konzept sieht vor, diese Auswirkungen durch 

geeignete Überwachungsmaßnahmen und Informationen unter Berücksichtigung 

der Bringschuld der Fachbehörden nach § 4 Absatz 3 BauGB in regelmäßigen 

Intervallen nach Realisierung des Vorhabens zu prüfen und gegebenenfalls geeigne-

te Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Die Stadt plant, in einem Zeitraum von einem Jahr nach Realisierung des Vorha-

bens zu prüfen, ob die notwendigerweise mit mehr oder weniger deutlichen Unsi-

cherheiten verbundenen Untersuchungen im Nachhinein zutreffen bzw. erhebliche 

unvorhersehbare Umweltauswirkungen aufgetreten sind. Die Prüfung erfolgt durch 

Abfrage der entsprechenden Fachbehörden. Alle mit dem Monitoring-Konzept in 

Verbindung stehenden Aufwendungen sind durch den Vorhabenträger zu tragen. 

 

 

4. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens 

sind die vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die 

zu untersuchenden Schutzgüter.  

Zusammenfassend sind diesbezüglich keine negativen Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Mensch sowie Tiere und Pflanzen aufgrund von Immissionswirkungen 

zu erwarten.  

Unter Einhaltung der beschriebenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

kann das Eintreffen von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vermie-

den werden.  

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nach der Prüfung als nicht 

erheblich zu bewerten. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt als Summe der beschriebe-

nen und bewerteten Schutzgüter kann nicht festgestellt werden. 
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